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hilfeempfänger in den nächsten Jahren 

weiter steigen wird.

Weitaus schwieriger stellt sich die Be­

wältigung des Armutsproblems auf 

dem Lande dar. Nach Angaben des In­

nenministeriums erhalten derzeit gut 

4 Mio. ländliche Bewohner staatli­

che Unterstützung zur Gewährleis­

tung des Existenzminimums. Diese 

fällt aber geringer aus als in den Städ­

ten, weil die Lebenshaltungskosten auf 

dem Lande niedriger sind. Bislang er­

halten Menschen mit niedrigem Ein­

kommen und Behinderte alle drei oder 

sechs Monate Geld und materielle Hil­

fe; in entwickelteren Provinzen wird 

die Unterstützung nur in Geld ausge­

zahlt. Ein geregeltes System wie für 

Städter besteht für die Dorfbevölke­

rung allerdings noch nicht. Eingebun­

den sind bislang nur 27 von 31 Ein­

heiten auf Provinzebene und auch die 

nicht flächendeckend. Bislang wird die 

Hilfe nur unregelmäßig verteilt und 

werden die Mittel vielfach zweckent­

fremdet verwendet. Auch fehlen ver­

lässliche Daten.

Dies soll sich nun ändern. Das Innen­

ministerium ist jetzt dabei, eine lan­

desweite Erhebung über die verarm­

te Bevölkerung auf dem Lande durch­

zuführen; erst wenn genauere Daten 

vorliegen, soll auf dieser Grundlage 

das Unterstützungssystem neu geord­

net werden. Geplant ist eine Unter­

stützung zwischen 600 und 1.200 Yuan 

pro bedürftiger Person und pro Jahr. 

Es handelt sich dabei um die erste 

derartige Erhebung. Die zuständigen 

Abteilungen der Volksregierungen al­

ler Verwaltungsebenen haben die Auf­

gabe, Namen und Adresse, Famili­

engröße, Jahreseinkommen und Hö­

he der bisherigen Unterstützung auf­

zunehmen. Zielgruppen der Erhebung 

sind Alte, Witwen und Waisen sowie 

Haushalte, dessen Mitglieder arbeits­

unfähig sind, die kein Einkommen ha­

ben und sich und ihre Kinder nicht 

selbst versorgen können, ferner Dorf­

bewohner, die infolge von Katastro­

phen oder Krankheit verarmt sind. 

Die Erhebung soll im April dieses Jah­

res abgeschlossen sein. Danach wird 

das Innenministerium feste Regelun­

gen für die Sozialhilfe auf dem Lande 

erarbeiten. (Vgl. XNA, 19.2.03; Xin­

hua, 19.2.03, nach BBC PF, 19.2.03) 

-st-

21 Taiwaner Zeitungen auf dem 

Festland

Erstmalig können seit Februar 2003 

vier große Tageszeitungen Taiwans auf 

dem Festland vertrieben werden. Ein 

Geschäftsmann auf der zu Taiwan ge­

hörenden Insel Jinmen (Quemoy) er­

langte Ende Januar die Vertriebsrech­

te für die United Daily News (Lianhe 

Bao), die China Times und die da­

zu gehörigen Blätter Economic Dai­

ly News und Commercial Times. Der 

Vertrieb der vier Blätter ist zunächst 

auf die Provinz Fujian konzentriert, 

vor allem auf die Städte Xiamen, 

Zhangzhou und Quanzhou, wo eine 

große Zahl taiwanischer Geschäftsleu­

te lebt, für die die Zeitungen haupt­

sächlich bestimmt sind. Die Zeitun­

gen werden täglich über die Insel Jin­

men per Schiff nach Xiamen transpor­

tiert, von wo aus sie in andere Städ­

te in Fujian gelangen, aber auch in 

andere Provinzen, wo taiwanische Ge­

schäftsleute mit ihren Familien leben. 

(Central News Agency web site, Tai- 

pei, 5.2.03, nach BBC EF, 6.2.03) Erst 

kürzlich wurden Direktflüge zwischen 

Taiwan und dem Festland (Shanghai) 

aufgenommen (vgl. C.a., 2002/11, Ü 

41). -st-

Außenwirtschaft

22 Erfolgreiche Außenhandels­

entwicklung 2002 — verhalte­

ne Erwartungen für 2003

Im vergangenen Jahr verzeichnete der 

chinesische Außenhandel ein Wachs­

tum von mehr als 20%. Der Gesamt­

wert der Ein- und Ausfuhren betrug 

620,70 Mrd. US$, wobei die Exporte 

geringfügig schneller anstiegen als die 

Importe und den Überschuss der Han­

delsbilanz auf 30,35 Mrd. US$ erhöh­

ten. Während die Ausfuhren im ersten 

Quartal um 10% langsamer wuchsen 

als im Vorjahreszeitraum, lag der An­

stieg zwischen Oktober und Dezem­

ber bei über 30%. Trotz dieser ein­

drucksvollen Entwicklung im ersten 

Jahr nach dem WTO-Beitritt zeigten 

sich chinesische und ausländische Be­

obachter wenig optimistisch, was die 

Entwicklung insbesondere der Ausfuh­

ren in 2003 betrifft.

Auf den Erwartungen lastet beson­

ders die schwierige wirtschaftliche Si­

tuation in den Vereinigten Staaten, 

dem größten Abnehmer von Waren 

aus der Volksrepublik. Die Zeitschrift 

China Economic News (vom 6.12.02) 

zitiert einen nicht namentlich genann­

ten Vizeminister des Außenhandelsmi­

nisteriums (MOFTEC) mit der Ein­

schätzung, das laufende Jahr werde 

für Chinas Exporte noch schwieriger 

als die Zeit der Asienkrise nach 1997.

Während die Ausfuhren unter Druck 

gerieten, würden die Einfuhren auf­

grund der Umsetzung von WTO-Ver- 

pflichtungen weiter stark zulegen, sagt 

Chen Xingdong, Chefrepräsentant der 

Großbank BNP Paribas Peregrine in 

Beijing. Für das laufende Jahr sei ei­

ne Verringerung des chinesischen Han­

delsbilanzüberschusses zu erwarten. 

(CEN, 17.2.03)

Maschinen und Elektronik stel­

len fast die Hälfte der Ausfuh­

ren, bei Einfuhren legen Stahl 

und Fahrzeuge stark zu

Veränderungen gab es auch bei der 

Struktur der Exporte, denn der An­

teil von Maschinen und Elektronik 

stieg um fast 4% auf jetzt 48,2%, oder 

157,08 Mrd. US$. Besonders stark ent­

wickelte sich das Segment Maschi­

nen und Ausrüstung (50,82 Mrd. US$, 

plus 50% gegenüber dem Vorjahr). 

Die Ausfuhren an so genannten Hoch­

technologieprodukten erreichten 67,87 

Mrd. US$ und wuchsen ebenfalls mehr 

als doppelt so stark wie der Gesamt­

export. Traditionelle Exporte, insbe­

sondere Textilien, konnten vom chi­

nesischen WTO-Beitritt profitieren. 

Wichtige Handelspartner haben ihre 

Märkte für chinesische Produkte wei­

ter geöffnet.

Bei den Importen ist zunächst das 

Wachstum von 76,9% bei Fahrzeu­

gen bemerkenswert. Die Autonach­

frage hat infolge des WTO-Beitritts 

und der sinkenden Preise stark zu­

genommen (siehe Übersicht Binnen­

wirtschaft, „Automarkt wächst 2002 

um 50%“)- Stahlerzeugnisse lagen mit 

einem Importwachstum von 42,2% 

ebenfalls deutlich über dem Durch­

schnitt der verarbeiteten Produkte 

(24,3%). Unklar ist, ob hier ein Zu­

sammenhang mit den US-Stahlzöllen 

besteht, aufgrund derer einige Stirn 

men in China eine Überschwemmung
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Quelle: China Economic News, 17.2.03.

Tabelle 1: Chinas Außenhandel 2002 nach Haupthandelspartnern

Land 

oder 

Region

Außen­

handel 

gesamt

Export Import Außen­

handel 

gesamt

Export Import

in 100 Mio. US$ Veränderung zu 2001 in %

Japan 1.019,1 484,4 534,7 16,2 7,8 25,0

USA 971,8 699,5 272,3 20,8 28,9 3,9

EU 876,6 482,1 385,4 13,2 17,9 7,9

Hongkong 692,1 584,7 107,4 23,7 25,6 14,0

ASEAN 547,7 235,7 312,0 31,7 28,3 34,4

Taiwan 446,6 65,9 380,8 38,1 31,7 39,3

Südkorea 440,7 155,0 285,7 22,8 23,8 22,2

Russland 119,3 35,2 84,1 11,8 29,9 5,6

Australien 104,4 45,9 58,5 16,0 28,5 7,8

Kanada 79,3 43,0 36,3 7,6 28,7 -10,0

Gesamt 6207,9 3255,7 2952,2 21,8 22,3 21,2

des chinesischen Marktes befürchtet 

hatten. Weit größere Bedeutung dürf­

te in jedem Fall die positive Wirt­

schaftsentwicklung im Lande selbst 

haben.

Deutlicher ist die Auswirkung von 

Handelsstreitigkeiten bei einem ande­

ren Produkt. Chinas Import von So­

jabohnen ging um 18,8% zurück und 

lag bei nur 11,32 Mio. Tonnen. Grund 

hierfür sind Einfuhrrestriktionen ge­

gen genetisch veränderte Produkte 

aus den Vereinigten Staaten (siehe 

Übersicht Außenwirtschaft, „USA und 

China streiten über genetisch verän­

derte Lebensmittel“). (CEN, 17.2.03)

Über 50% der Im- und Expor­

te sind Verarbeitungsgeschäfte 

(„PROCESSING TRADE“)

Verarbeitungsgeschäfte mit in auslän­

dischem Auftrag produzierten oder 

veredelten Produkten hatten einen 

Anteil von 48,8% am gesamten Au­

ßenhandel und erreichten einen Wert 

von 302,17 Mrd. US$. Der „process- 

ing trade“ wuchs mit 25,2% deutlich 

schneller als der allgemeine Handel 

(17,7%).

Mehr als die Hälfte des Außenhandels 

(53,2%, oder 330,22 Mrd. US$) ent­

fiel auf ausländisch investierte Unter­

nehmen. Staatsunternehmen erzeug­

ten 38,2% (237,35 Mrd. US$) der Im- 

und Exporte, der Rest entfällt auf so 

genannte Kollektivunternehmen und 

auf die Privatwirtschaft (zusammen 

53,22 Mrd. US$, ein Wachstum von 

57,1%). (CEN, 17.2.03) 

„Handelsdefizit ohne Tränen“ 

FÜR DIE USA, ABER DRUCK AUF 

Europa nimmt zu

Wie in den vergangenen Jahren 

schätzt das U.S. Census Bureau das 

Handelsbilanzdefizit der Vereinigten 

Staaten weit höher ein als die chi­

nesische Seite. Für das Jahr 2002 

veranschlagt die Washingtoner Behör­

de das Defizit mit 103 Mrd. US$, was 

dem anderthalbfachen der vom Beijin­

ger Handelsministerium errechneten 

knapp 43 Mrd. US$ entspricht. (US- 

Statistik: http://www.census.gov/for 

eign-trade/balance/c5700.html; eine 

ältere Analyse des chinesischen Au­

ßenministeriums zur Differenz zwi­

schen den eigenen und den amerikani­

schen Statistiken: http://www.fmprc. 

gov.cn/eng/32220. html#2)

Obwohl das Handelsbilanzdefizit im 

vergangenen Jahr aus US-Sicht von 80 

Mrd. US$ (2001) auf über 100 Mrd. 

US$ angestiegen ist, hat sich der US- 

Handelsbeauftragte Robert Zoellick 

bei seinem jüngsten Besuch in Chi­

na hierzu nur sehr verhalten geäußert. 

Zoellick nannte diese Entwicklung für 

die Weltwirtschaft zu einer Zeit för­

derlich, da Japan und Europa stag­

nierten. Zugleich rief er China auf, 

amerikanischen Produkten auf dem 

chinesischen Markt eine faire Chance 

zu geben. (FT, 18.2.03)

Hauptgrund für die amerikanische Ge­

lassenheit ist, dass China einen großen 

Teil seiner schnell wachsenden Wäh­

rungsreserven in Dollar hält, wie Hu­

go Restall vom Wall Street Journal 

schreibt. Wenn US-Amerikaner chi­

nesische Waren kauften, bliebe das 

bezahlte Geld innerhalb des US-Fi- 
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nanzsystems. Dieses Phänomen wer­

de auch als „Defizit ohne Tränen“ be­

zeichnet. Weil durch Exporterlöse und 

ausländische Investitionen viel frem­

des Geld ins Land fließe, sei die chi­

nesische Regierung gezwungen, große 

Mengen an Yuan auszugeben, um US- 

Dollar zu kaufen und so den Wech­

selkurs stabil zu halten. Zur Finan­

zierung dieser Interventionen könnte 

China ein „Currency Board“ einrich­

ten, und jedes Mal die in Umlauf be­

findliche Menge an Renminbi erhöhen, 

wenn es Dollar kauft. Stattdessen be­

gibt die Regierung aber Staatsanlei­

hen. Dies verhindert, dass Inflation die 

aufgrund der Dollarbindung entste­

henden Preisvorteile der chinesischen 

Exporte auf dem Weltmarkt korri­

giert. Ein solches Recycling von Inves­

titionen mit dem Ziel, die internatio­

nale Wettbewerbsfähigkeit zu erhal­

ten, hat FT-Kolumnist Martin Wolf 

unter Berufung auf den australischen 

Ökonomen Max Corden als „Wechsel­

kurs-Protektionismus“ bezeichnet.

Europa kann sein Handelsbilanzdefi­

zit mit China derzeit nicht auf ähn­

liche Weise finanzieren wie die Verei­

nigten Staaten. Durch die Anbindung 

des Renminbi an den Dollar erhöht 

sich der Druck auf die Europäer noch, 

wenn sich wie derzeit durch die Ab­

wertung des US-Dollar gegenüber dem 

Euro auch chinesische Waren verbilli­

gen. Es sei daher möglich, dass Europa 

künftig in die Klagen Japans über eine 

angebliche Unterbewertung des Ren­

minbi (siehe unten) einstimmen wer­

de, befürchtet Restall. (FT, 19.2.03; 

WSJ, 28.2.03) -bö-

23 China bekennt sich weiter 

zur Stabilität des Renmin­

bi ungeachtet japanisch-eu­

ropäischer Sorgen

Unverändert wird der chinesische Ren­

minbi in einem engen Band um 8,28 

Yuan für einen US$ gehandelt. Ange­

sichts des fallenden Dollars häufen sich 

die Klagen aus dem Ausland, der Yuan 

sei zunehmend unterbewertet und ge­

fährde die Wettbewerbsfähigkeit Ja­

pans und Südostasiens. Anfang Febru­

ar forderte der japanische Finanzmi­

nister Masajuro Shiokawa China offizi­

ell auf, den festen Wechselkurs aufzu­

geben. Dahinter steht die Sorge, dass 

ein unterbewerteter Yuan Japans Ex­

http://www.census.gov/for
http://www.fmprc
gov.cn/eng/32220
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porte unterläuft und Unternehmen er­

mutigt, das Land in Richtung China 

zu verlassen.

Doch Chinas Finanzminister Xiang 

Huaicheng hat jüngst in einem Inter­

view sein Bekenntnis zur Dollarbin­

dung erneuert. „Natürlich können un­

sere ausländischen Freunde den Ein­

druck bekommen, dass der Wechsel­

kurs des Renminbi angehoben werden 

müsse. Wir sehen jedoch keinen Grund 

dafür“, sagte der Minister. (Los Ange­

les Times, lt. Economist Intelligence 

Unit, 27.2.03; FAZ, 11.2., 21.2.03)

Anders als Xiang Huaicheng argumen­

tierte die britische Financial Times 

in einem Leitartikel, dass China 

endlich weltwirtschaftliche Verantwor­

tung übernehmen müsse. Es gelte, die 

überfällige Kurskorrektur des US-Dol­

lar verträglich zu gestalten. Bislang 

habe der Euro über eine Aufwertung 

von 20% seit Januar 2002 den Groß­

teil der Last dieses Anpassungspro­

zesses getragen. Asien habe dagegen 

immer größere Dollarreserven aufge­

häuft, sodass der japanische Yen im 

gleichen Zeitraum nur 13% gegenüber 

dem Dollar zulegte, und der chinesi­

sche Yuan stabil blieb. Die G7-Staa- 

ten sollten nun China überzeugen, ent­

weder eine signifikante einheimische 

Inflation zu erzeugen, oder die eige­

ne Währung aufzuwerten. (FT, 3.2.03) 

Von Interesse ist in diesem Zusam­

menhang eine Studie der WestLB. 

Soll der Dollar handelsgewichtet um 

10% abnehmen und bleibt es bei der 

unterproportionalen Aufwertung der 

asiatischen Währung, so die Analys­

ten, müsse der Euro auf 1,40 Dol­

lar steigen. Eine Aufwertung in die­

ser Höhe würde die Wirtschaft des 

Euroraums in die Rezession stürzen. 

(FAZ, 21.2.03)

Bankvolkswirte von Morgan 

Stanley gegen eine Aufwertung 

DER CHINESISCHEN WÄHRUNG

In der Debatte für und wider eine 

Aufwertung des Renminbi hat der 

chinesische Finanzminister die Ökono­

men der US-Investmentbank Morgan 

Stanley auf seiner Seite. China-Ana­

lyst Andy Xie sagt, eine Abwertung 

des Renminbi würde keinen Eindruck 

auf die rezessive japanische Wirtschaft 

machen. Führende Politiker würden 

Chinas Wirtschaftswachstum und Ja­

pans wirtschaftlichen Niedergang zu­

nehmend als Gerechtigkeitsfrage be­

handeln, nach dem Motto „der Ren­

minbi ist zu billig“. Japans Finanzmi­

nister hätte dieses Anliegen wieder­

holt zu internationalisieren versucht, 

indem er den Wert des Renminbi als 

Gesprächsthema bei G7-Treffen lan­

cierte. Der Kampfschrei laute: „China 

exportiert Deflation“.

Nach Meinung von Xie ist es wenig 

hilfreich für Japan, China wegen eines 

schnellen Wirtschaftswachstums an­

zuklagen, das doch von einer niedrigen 

Basis ausgehe. Kritik am niedrigen 

Lohnniveau laufe darauf hinaus, arme 

Leute dafür zu schelten, dass sie lange 

Arbeitsstunden hinnähmen. Außer­

dem sei die Kostendifferenz zwischen 

beiden Ländern so hoch, dass kei­

ne realistische Veränderung im Wert 

des Renminbi in der Lage sei, japa­

nische Unternehmen davon abzuhal­

ten, in China zu investieren. Sollte 

der Yuan dennoch signifikant gegen­

über dem Dollar aufwerten, sei der 

chinesische Arbeitsmarkt flexibel ge­

nug, um dies aufzufangen. In diesem 

Fall würde steigender Preisdruck nach 

unten die Wettbewerbsfähigkeit chi­

nesischer Produkte wieder herstellen, 

(http: / / www.morganstanley.com / GE 

Fdata/digests/20030227-thu.html)

Ebenso wie Xie hält der Morgan- 

Stanley-Währungsexperte Stephen Li 

Ren eine Aufwertung des Renminbi 

in diesem Jahr für falsch. Die Volks­

republik leide selbst unter Deflation 

und sei zudem vom weltweiten Ab­

schwung bedroht. Es sei nicht aus­

gemacht, dass der chinesische Yuan 

stark unterbewertet sei. Aus Sicht 

der politischen Führung sei eine Auf­

wertung noch für längere Zeit keine 

Option. Denn eine Aufwertung ge­

fährde die wichtigste Voraussetzung 

für soziale Stabilität, die Schaffung 

neuer Arbeitsplätze. Aus den USA, 

dem wichtigsten Handelspartner nach 

Japan, habe Beijing vorerst keinen 

Druck zu erwarten, denn Washington 

brauche die Unterstützung Chinas zur 

Durchsetzung seiner außenpolitischen 

Ziele gegenüber Irak, Iran und Nord­

korea. Kurz gefasst lautet die Empfeh­

lung des Devisenexperten: „Don’t rock 

the boat in a storm.“ (http://www. 

morganstanley.com / GEFdata/digests / 

20030228-fri.html) -bö-

24 USA und China streiten 

über genetisch veränderte 

Lebensmittel

Eine überraschende Entscheidung des 

chinesischen Landwirtschaftsministe­

riums hat bei US-amerikanischen 

Agrarkonzernen wie Monsanto neue 

Befürchtungen ausgelöst, dass der Ex­

port von genetisch veränderten Soja­

bohnen weiter gestört werden könn­

te. Der Handel mit Soja erreicht jähr­

lich ein Volumen von etwa 1 Mrd. 

US$, ging aufgrund von Chinas neuen 

Einfuhrvorschriften für biotechnisch 

veränderte Produkte im vergangenen 

Jahr jedoch um fast 20% zurück. Nun 

kündigte das chinesische Agrarminis­

terium an, dass weitere Feldversuche 

für die Zulassung genetisch veränder­

ter Sorten verlangt würden.

Bei seinem Besuch in China sagte 

der US-Handelsbeauftragte Robert 

Zoellick, dass die Entscheidung des 

Ministeriums gegen eine Übereinkunft 

zwischen den USA und China über 

die Vergabe von Zulassungen versto­

ße. Der Bereichsleiter Greater China 

von Monsanto, John L. Killmer, ver­

wies ebenfalls auf Absprachen zwi­

schen den Präsidenten beider Länder, 

dass neue Biotech-Vorschriften Chinas 

den Handel mit Monsantos „Roundup 

Ready“-Soja nicht gefährden dürfe. 

„Die Botschaft ist wohl noch nicht 

bei den unteren Ebenen der Verwal­

tungsbürokratie angekommen“, sagte 

Killmer und fügte hinzu, dass China 

bereits seit sechs Jahren „Roundup 

Ready“-Soja importiere. Ein nicht 

namentlich genannter westlicher Dip­

lomat vermutete, dass hinter der Ent­

scheidung des Ministeriums nicht die 

Sorge um die öffentliche Sicherheit 

stehe, sondern vielmehr der Wunsch, 

Einkommen für die eigene Behörde 

zu erzeugen. Ursprünglich habe das 

Ministerium 200.000 US$ pro Feldver­

such verlangen wollen und habe sich 

nun auf 60.000 US$ herunterhandeln 

lassen. Angesichts der verschiedenen 

Sorten und Getreidearten gehe es hier 

aus Sicht der Verwaltung um beträcht­

liche Geldsummen. Den Produzenten 

droht eine Störung des Handels, falls 

die Feldversuche nicht bis Ablauf der 

Frist für Zulassungen im September 

abgeschlossen werden können. (AWSJ, 

19.2.03)

http://www.morganstanley.com
morganstanley.com
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ein großer Fortschritt für die China- 

Strategie des europäischen Konzerns, 

denn bislang fliegt lediglich China 

Eastern eine größere Zahl Airbus. 

Beim Konkurrenten Boeing gibt sich 

Guy Dickenson jedoch optimistisch, 

dass die derzeitige Marktstruktur von 

zwei mehrheitlich Boeing fliegenden 

Gesellschaften, Air China und Chi­

na Southern sowie der genannten Air­

bus fliegenden China Eastern, auch in 

fünf Jahren noch Bestand haben wird. 

(FEER, 6.2.03)

Star Alliance steuert dank neu­

em Mitglied künftig 18 Ziele in 

China an

Mit der Aufnahme der koreanischen 

Fluglinie Asiana zum 1. März 2003 

hat das Luftfahrtbündnis Star Allian­

ce um Deutsche Lufthansa und Singa- 

pore Airlines einen Fuß in der Tür zum 

Wachstumsmarkt China. Mit Asiana 

wird Star Alliance künftig 18 Flughä­

fen in der Volksrepublik mit 600 Flü­

gen pro Woche ansteuern. Die Bünd­

nispartner führen sich dabei gegen­

seitig Umsteigekunden zu und füllen 

gemeinsam Flugzeuge, um Synergieef­

fekte zu erzielen.

Während das Passagieraufkommen in 

Europa und Nordamerika rückläufig 

ist und im Falle eines Irak-Kriegs 

nochmals um 20% einbrechen könn­

te, gilt Asien als Wachstumsmarkt. 

Die asiatischen Mitglieder der Star Al­

liance - All Nippon Airlines, Asia­

na, Singapore Airlines und Thai Air­

ways - beeindruckten im für die Bran­

che schwierigen Jahr 2002 mit solidem 

Wachstum.

Beim Zugang zum chinesischen Markt 

sieht Lufthansa-Vorstandschef Jürgen 

Weber ein Problem in fehlenden Ver­

kehrsrechten. Ein „Open Sky“ wie in 

Europa und den USA sei nicht gege­

ben. In China brauche alles seine Zeit, 

sagte Weber. Als Beleg für diese These 

bietet sich das zähe Werben der Star 

Alliance um Air China an. Trotz aller 

Bemühungen ist die größte chinesische 

Fluggesellschaft noch nicht dem welt­

weit führenden Luftfahrtbündnis bei­

getreten. (HB, 18.2.03)

Luftfahrt-Aufsicht erlaubt

Preiserhöhung um 17%

Unklar ist, ob Air China überhaupt 

der Star Alliance beitreten dürfte, 

selbst wenn die Unternehmensleitung 

dies wünschte. Denn ungebrochen 

ist weiterhin die Macht der staatli­

chen Luftfahrt-Aufsichtsbehörde (Civ- 

il Aviation Administration of China, 

CAAC). Sogar die Ticketpreise wer­

den für fast alle Strecken von der 

CAAC festgelegt. Auf wenigen Flü­

gen sind Preisnachlässe erlaubt. Dies 

hat in der Vergangenheit zu niedri­

gen Margen für die Fluggesellschaften 

geführt.

Im Februar genehmigte die Behörde 

eine landesweite Preiserhöhung von 

bis zu 17%. Damit begegnete sie dem 

Anstieg der Preise für Flugbenzin. 

Parallel zur Entwicklung beim Roh­

öl hat sich Flugzeugtreibstoff seit dem 

vergangenen Oktober um 30% verteu­

ert. Ebenfalls verordnete die CAAC 

Höchstgrenzen für First- und Busi- 

ness-Class-Preise, die 150% und 130% 

über denen der Economy-Klasse liegen 

sollen. (ST, 12.2.03) -bö-

Binnenwirtschaft

26 Bankaufsichtsbehörde 

gegründet

Anfang Januar fand ein Treffen zur 

Festlegung der Struktur und der 

Aufgaben einer Bankaufsichtsbehörde 

statt, der Banking Regulatory Com­

mission (BRC). Ziel der Gründung 

ist eine Trennung der Aufgaben von 

1) Überwachung des Bankensystems 

und 2) Geldpolitik, die bisher gemein­

sam von der Zentralbank wahrgenom­

men wurden. (CEN, 10.2.03) Dieser 

Schritt schließt die institutionelle Re­

form der Überwachung des Finanz­

systems ab, die Ende der 90er Jah­

re mit der Gründung der Wertpapier­

aufsichtsbehörde (Securities Regulato­

ry Commission) und der Aufsichtsbe­

hörde für den Versicherungssektor (In­

surance Regulatory Commission) be­

gonnen hatte.

Nach Angaben von Mitarbeitern des 

Central Financial Work Comittee be­

darf die Gründung nicht der Genehmi­

gung durch den Nationalen Volkskon­

gress, der Ende März eine Reihe von 

neuen Gesetzen und Gesetzesänderun­

gen verabschiedet, sondern kann jeder­

zeit vorgenommen werden. Allerdings 

müsste wohl das Bankgesetz von Mit­

te der 90er Jahre neu angepasst wer­

den. Der Grund für die Einrichtung 

der BRC wird u.a. darin gesehen, der 

Zentralbank größere Autonomie bei 

geldpolitischen Entscheidungen ein­

zuräumen und die Aufsicht über die 

Banken zu intensivieren. Bereits auf 

der Arbeitskonferenz der Zentralregie­

rung zur Wirtschaftsentwicklung im 

Jahre 2000 wurde das Forschungszent­

rum beim Staatsrat angewiesen, Un­

tersuchungen zur größeren Autonomie 

der Zentralbank und Einrichtung einer 

Bankaufsicht durchzuführen. Im März 

2001 gründete das Forschungszentrum 

dann ein Forschungsteam, dass ver­

schiedene Seminare mit Finanzexper­

ten und Untersuchungen in Shang­

hai, Guangzhou, Shenzhen und Da­

lian durchgeführt hat. Inwieweit Ele­

mente von Aufsichtsbehörden in ande­

ren Ländern übernommen werden soll­

ten, wurde im Rahmen von Besuchen 

u.a. in den USA, Japan, Großbritanni­

en und Südkorea geprüft. Obwohl das 

Forschungsteam konkrete Vorschläge 

zur Bildung einer Bankaufsicht schon 

zu diesem Zeitpunkt vorgelegt hatte, 

war zum damaligen Zeitpunkt keine 

Einigung über die Struktur der Be­

hörde, die Personalbesetzung und den 

operationalen Rahmen der Regulie­

rungsbehörde erreicht worden.

Nunmehr scheint ein Konsens über 

die Gründung der BRC vorhanden zu 

sein. Die Aufgaben der Bankaufsicht 

werden aus der Zentralbank ausge­

gliedert und die Behörde wie die an­

deren Aufsichtsbehörden im Finanz­

sektor direkt dem Staatsrat unter­

stellt. Die Zentralbank wird sich dafür 

auf die Formulierung und Implemen­

tierung der Geldpolitik konzentrieren. 

(CEN, 10.2.03)

Nach einem Bericht des Asian Wall 

Street Journal vom 26.2.03 wird er­

wartet, dass der derzeitige Präsident 

der Bank of China (BoC), Liu Ming- 

kan, Vorsitzender der Bankaufsichts­

behörde sein wird. Liu war bereits 

als „Problemloser“ in der China Ever- 

bright Group und dann bei der BoC 

eingesetzt worden. Sein Nachfolger bei 

der BoC sieht sich allerdings nach wie 

vor großen Herausforderungen beim 

Abbau uneinbringlicher Kredite ge­

genüber.

Offiziell liegt der Anteil der Not lei­

denden Kredite im chinesischen Ban­

kensystem im Jahr 2002 bei 19,8%, 

ein Rückgang um 4,5 Prozentpunk­




